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Fragen an die Kandidatinnen & Kandidaten für die Landtagswahl in  
Baden-Württemberg 2021 
 
Als Natur-, Umwelt- und Nachhaltigkeitsakteure der Region Nordschwarzwald (LNV, NABU, Greenpeace, Fridays for 
Future, Critical Mass und BUND) fragen wir: Wie wollen Sie die Natur, die Umwelt und das Klima schützen? Wie 
sieht die Mobilität der Zukunft aus und wie wollen Sie die Bürgerinnen und Bürger mitnehmen? Was werden Sie als 
Landtagsabgeordnete oder Landtagsabgeordneter tun, wenn Sie gewählt werden? 

Über die Wahlprüfsteine wollen wir unseren zahlreichen Mitgliedern und den Wählerinnen und Wählern der Region 
ein umfassendes Bild über die Wahlprogramme der Kandidatinnen und Kandidaten der Parteien mit demokratischen 
Grundverständnis geben. Die rechtspopulistische AfD zeigt zumindest in Teilen „rechtsextremistische Bestrebungen“ 
(Bundesamt für Verfassungsschutz) und wird vom BUND nicht berücksichtigt. Bitte schicken Sie uns Ihre Antworten 
bis zum 1. März zu, sodass wir sie noch weitleiten können. Wir versprechen, Ihre Antworten nicht zusammenhanglos 
oder in einer anderen unfairen und diffamierenden Weise darzustellen. 
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Biodiversität und Artenschutz 

Der durch das Artensterben ausgelöste 
Verlust genetischer Vielfalt gilt als eine 
der größten globalen Bedrohungen. 
Wissenschaftlich eindeutig dargestellt 
wird das in der Studie der Planetaren 
Grenzen (2009) und im 2015 
erschienen Artikel „Planetary 
boundaries: Guiding human 
development on a changing planet”. 

Als Grundlage für den Naturschutz in 
Baden-Württemberg wurde 2014 die 
„Naturschutzstrategie Baden-
Württemberg – Biologische Vielfalt 
und naturverträgliches Wirtschaften – 
für die Zukunft unseres Landes“ 
veröffentlicht. „Das zentrale Ziel der 
Naturschutzstrategie ist es, den Verlust 
der biologischen Vielfalt bis zum Jahr 

2020 vollständig zu stoppen und die biologische Vielfalt in Teilbereichen sogar zu erhöhen“, so die Landesregierung. 
Das Ziel konnte nicht erreicht werden. Besonders deutlich zeigt sich der Verlust mit Blick auf unsere Insektenwelt. 
„Die Artenvielfalt von Insekten ist auch in Baden-Württemberg im Offenland alarmierend niedrig. Eine hohe Vielfalt 
der Arten ist fast nur noch in Naturschutzgebieten zu finden,“ so die LUBW am 20.11.2020. 

Frage Antwort 

Wie wollen Sie vor Ort die Biodiversität stärken und 
die Arten vor einem weiteren Rückgang bewahren? 

 Die Gemeinden dazu anhalten, dem 
Gemeindeverbund für mehr Biodiversität 
beizutreten, der sie darin berät, wie sie mehr 
Biodiversität erreichen können. 

 Konsequente Umsetzung des neu formulierten 
Naturschutzgesetzes gegen die Versteinerung 
der Hausgärten. Einführung von Kontroll- und 
Sanktionsmechanismen.  

 Bei der Verpachtung gemeindeeigener Flächen 
darauf zu achten, den Anforderungen der 
Biodiversität gerecht zu werden.  

 Konsequentes Verbot von Pestiziden und 
strenge Regelungen über die Ausbringung von 
Gülle. 

 Den europaweiten Managementplan zum 
Schutz von Flora und Fauna Habitaten 
konsequent anwenden. 

Der genetische Austausch trägt maßgeblich zum 
Überleben einer Art bei. Wie wollen Sie die 
Ökosysteme im Landkreis und über die Landkreise 
hinaus miteinander verbinden? 

 Durch die Einrichtung von Korridoren für die 
Tierwanderung sowie die überregionale 
Vernetzung von Schutzgebieten. 

 Keine weitere Zersiedelung der Landschaft 
durch interkommunale Gewerbegebiete mitten 
im Wald. 

 Eindämmung des Flächenverbrauchs durch 
Wohnsiedlungen und Gewerbegebiete auf der 
grünen Wiese. 

Wald 

„Die Waldzustandserhebung 2019 bestätigt leider: Unserem Wald geht es nicht gut. Genauer gesagt, es ging ihm seit 
Beginn der Erhebungen im Jahre 1984 noch nie so schlecht,“ so Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft 
Julia Klöckner. 

Frage Antwort 

Brauchen wir im Wald eine Zielkorrektur in Richtung  Der Klimawandel diktiert mehr und mehr die 
Waldwirtschaft. Bestimmte Baumarten mit 
geringer Klimastabilität müssen anderen 
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Ökologie und Klimaschutz zugunsten von 
ökologischen Interessen? Wie ist Ihre Strategie. 
Mehr Gebote/Verbote oder mehr Freiwilligkeit? 

klimastabilen Baumarten weichen. Die 
Forstwirtschaft passt sich dem bereits an. 
Parallel dazu sollte sie im gleichen Maß wie sie 
ökonomische Interessen verfolgt, ihr Handeln 
auch ökologischen Geboten unterordnen.  

 Bei Eingriffen in den Baumbestand sollten nicht 
mehr so viele Holzabfälle entstehen, da im 
Verrottungsprozess klimaschädliches 
Methangas frei wird.  

 Monokulturen sind zugunsten von Mischwald 
um zu wandeln. Sicherung von alten Bäumen 
(Zielbäume) und mehr sanfte Eingriffe ohne 
Einsatz von zerstörenden Vollerntern.  

 Erlass von Baumschutzverordnungen. Auf 
Freiwilligkeit zu hoffen ist müßiges 
Unterfangen. 

Der Forst ist immer noch männlich dominiert. 
Brauchen wir einen Wandel? Wenn ja, wie hoch 
sollte der Frauenanteil liegen und wie wollen Sie das 
erreichen? 

Jedem Berufszweig tut es gut, einen ausgewogenen 
Anteil aller Gesellschaftsmitglieder wider zu 
spiegeln. Bereits in der Schule sollte die Möglichkeit 
thematisiert werden, Frauen für den Forstberuf zu 
interessieren. Bis zum Erreichen einer festgelegten 
Quote, sollten Frauen bei Bewerbungen bevorzugt 
berücksichtigt werden. 

Landwirtschaft 

„Die Landwirtschaft hat sich in den vergangenen Jahrzehnten stark gewandelt. Die Zahl der Betriebe und der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigen nimmt ab. Die Mengen der erzeugten Produkte sind hingegen stark gestiegen. 
[…] Die enorme Erzeugungssteigerung hat ihre Ursache in der kontinuierlichen Weiterentwicklung der 
Produktionsweisen,“ so der Deutsche Bauernverband. Die Kehrseite stellt das Umweltbundesamt dar: Die 
„Intensivierung hinterlässt Spuren. Der Einsatz von Maschinen zur Bodenbearbeitung und Ernte sowie die 
Ausbringung von Pflanzenschutz- oder Düngemitteln findet in der Landschaft statt und beeinflusst den Boden, das 
Wasser, die Luft und die in der Agrarlandschaft lebenden Tiere und Pflanzen (allgemein Biodiversität). […] 
Ausgebrachte Pflanzenschutzmittel [Pestizide] und in den Düngemitteln enthaltene Schwermetalle, Schadstoffe und 
Rückstände von Arzneimitteln aus der Intensivtierhaltung stellen weitere potenzielle Gefahren für terrestrische und 
aquatische Ökosysteme dar. Weitere Folgen sind der Verlust der Artenvielfalt und der mit Landnutzungsänderungen 
(vor allem Grünlandumbruch, Moornutzung und Rodung von Wäldern), der Ausbringung von Düngemitteln, der 
Bodenbearbeitung und Tierhaltung verbundene Ausstoß klimawirksamer Treibhausgase. Im Jahr 2016 betrug der 
Anteil der Landwirtschaft an den gesamten Treibhausgasemissionen Deutschlands 7,3 Prozent (ohne 
landwirtschaftliche Landnutzung und Landnutzungsänderungen, ohne Emissionen aus Mineraldüngerproduktion). 
Sie steht damit noch vor der Industrie auf Platz zwei der Hauptemittenten (Platz eins: Energiebereich 86,3 Prozent).“ 

Die Landwirtschaft im Nordschwarzwald stellt sich im Vergleich zu anderen Regionen und Bundesländern in Summe 
strukturreicher und kleinteiliger dar und wir haben viele gute Beispiele für eine nachhaltige Landwirtschaft. Mit Blick 
auf die nationale und internationale Konkurrenzsituation müssen sich aber auch die Betriebe bei uns weiter 
professionalisieren, also effizienter und größer werden. Da der Markt nicht bereit ist, einen gerechten Preis für eine 
nachhaltige Landwirtschaft zu zahlen und die Politik versagt und weiter auf Freiwilligkeit sowie Anreize setzt, werden 
die Kosten externalisiert und in großem Maße auf Natur und Umwelt abgewälzt. Die negativen Folgen sind auch bei 
uns sichtbar geworden. Traurige Negativbeispiele der Region waren 2020 der Schlachthof-Skandal in Gärtringen oder 
die massenhaften Corona-Erkrankungen von 415 Mitarbeitenden von Müller-Fleisch. 

Frage Antwort 

Wie wollen Sie eine tier-, mensch-, umwelt- und 
klimagerechte Landwirtschaft erreichen? Wie ist Ihre 
Strategie? Brauchen wir mehr Gebote/Verbote, oder 
mehr Freiwilligkeit? Für was wollen Sie sich 
persönlich einsetzen? 

 Subventionierungen in großem Stil sollte es nur 
für biologisch wirtschaftende Betriebe geben 
bzw. solche, die sich in Umstellung befinden. 

 Sofortiges Verbot von Pestiziden.  

 Kommunen sollten auf den von ihnen 
bewirtschafteten Flächen nur noch nach 
ökologischen Kriterien arbeiten dürfen. Die 
öffentlichen Flächen dürfen nur noch an 



Bewerber vergeben werden die nach den 
gleichen Kriterien arbeiten. 

 Schlachthöfe müssen anhand vorgegebener 
Richtlinien strenger kontrolliert werden. 

 Massentierhaltung sollte definiert und als 
solche verboten werden.  

 Keine Einfuhr von Futtermitteln, mit dem Ziel, 
nur noch so viel Tiere zu ernähren, wie es das 
Land zulässt. 

Streuobstwiesen gelten als ökologische Hotspots, als 
Kleinode, Perlen und wertvolles Erbe. Wie wollen Sie 
den weiteren Rückgang von Streuobstwiesen durch: 

 Abholzungen für 
Flächeninanspruchnahmen, oder 

 Absterben wegen fehlender Pflege 
verhindern? 

Wie wollen Sie die Arbeit der Menschen und die 
Früchte (Apfel, Birnen …) in Wert setzen? 

 Erstellen von Förderprogrammen, wie es sie in 
verschiedenen Landkreisen bereits gibt. Damit 
gibt es Unterstützung für den Erhalt der Wiesen 
und auch für die Vermarktung der Säfte. 

 Unter Schutzstellung zur Vermeidung der 
Ausweisung als Baugebiet. 

 Gezielte Beratung durch den 
Naturschutzbeauftragten mit dem Ziel der 
Erhaltung bzw. Ersatz von Obstbäumen. 

Flächenschutz 

„Die Bundesregierung hat das Ziel von unter 30 Hektar täglicher Flächenneuinanspruchnahme im Jahr 2030 
formuliert. Für Baden-Württemberg leitet sich daraus […] ein Zielwert von unter 3 Hektar pro Tag ab. Langfristiges 
Ziel für Baden-Württemberg ist die Netto-Null.“ Wie auch der Naturschutzbund Deutschland (NABU) fordern wir, 
„dass ab 2030 keine neuen Flächen mehr zur Bebauung ausgewiesen werden, wenn nicht an anderer Stelle ein 
Ausgleich für die Natur geschaffen wird.“ Ziel muss einen Netto-Null-Zustand bis spätestens 2030 sein. Der 
Flächenschutz würde sich direkt auf Gewerbe, Wohnbebauung und Straßeninfrastruktur auswirken. 

(Interkommunale) Gewerbegebiete werden gerne im Wald oder auf der Grünen Wiese geplant. Sie zerstören unsere 
Ökosysteme und zerschneiden die Landschaft. Beispiele sollen für das geplante Gewerbegebiet Ochsenwäldle von 
Pforzheim 61 Hektar gesunder Mischwald gerodet werden. 

In der Stadt wie auch auf dem Land zeigt sich seit Jahren ein großer Wohnraumbedarf. Die Preise für Wohnraum 
deutlich gestiegen. Das Ziel vieler Menschen ist immer noch ein Haus im Grünen mit entsprechend hohen 
Flächenverlusten. In der Stadt fehlt es an bezahlbarem Wohnraum mit entsprechenden sozialen Folgen. 

Für Straßen werden weiterhin riesige Flächen verschwendet. Prominentes Beispiel ist der Dannenröder Forst in 
Hessen, wo 85 Hektar ökologisch gesunder Mischwald gerodet, 250 Hektar weitere Flächen versiegelt und die 
Trinkwasserversorgung von 500.000 Menschen gefährdet werden. 

Frage Antwort 

Der Gewerbe- und Wohnflächenbedarf wird 
weiterhin als lineare Funktion angegeben. Die 
Kommunen versuchen, diese Vorgaben zu erfüllen. 
Dies wiederspricht den Grenzen des Wachstums. 
Wie wollen Sie den Flächenverlust stoppen? 
 

Gezielte Leerstandserhebung mit dem Ziel diese der 
Nutzung zuzuführen. Gemäß der grundgesetzlichen 
Forderung, dass Eigentum zum Gemeinnutz 
verpflichtet, kann längerdauernder Leerstand, der 
zum Teil aus spekulatorischen Gründen stattfindet, 
nicht mehr geduldet werden. Es müssen 
Sanktionsmechanismen entwickelt werden, die 
Leerstände unattraktiv machen. Zu denken ist an 
Nichtbelegungsabgaben oder Bußgelder für 
spekulatorisches Verfallenlassen von Liegenschaften. 

BUND und NABU fordern: „Auf den Neubau von 
Straßen ist grundsätzlich zu verzichten. Künftige 
Verkehrsplanungen sind zumindest flächenneutral 
sowie verkehrsträgerübergreifend durchzuführen.“ 
Werden Sie sich dafür einsetzen? 

Ja. 

Werden Sie sich für die Nichtverlängerung des § 13b 
Baugesetzbuch (Ausweisung neuer Wohngebiete im 
bisherigen Außenbereich im Anschluss an bebaute 
Ortsteile im vereinfachten Verfahren) im Bundesrat 
und beim Bund einsetzen? 

Ja. 
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Klimaschutz 

„Mit dem Übereinkommen von Paris verpflichten sich alle Staaten der Welt, Maßnahmen zum Klimaschutz 
durchzuführen, um die Erderwärmung auf deutlich unter 2°C bzw. 1,5°C gegenüber vorindustriellem Niveau zu 
begrenzen. […] Die globalen Risiken für das Klimasystem, Natur und Mensch sind bereits bei 1,5°C globaler 
Erwärmung höher als bisher angenommen. […] Um die Erderwärmung auf maximal 1,5°C zu begrenzen, ist eine 
radikale Reduktion der Treibhausgasemissionen weltweit insbesondere bis 2030 erforderlich.“ (Umweltbundesamt) 

Internalisierung von Kosten für Treibhausgase 

Eine Bepreisung von Treibhausgasen ist entscheidend für die Transformation des Energiesektors. Laut 
Umweltbundesamt lagen die Klimakosten 2016 pro Tonne Treibhausgas bei rund 180 €. Diese Kosten werden von der 
Allgemeinheit getragen und werden auf das Konto zukünftiger Generationen geschrieben. Es findet eine 
Externalisierung der Kosten statt. 

Ab Januar 2021 liegt der Preis pro Tonne CO2 bei 25 Euro und soll dann schrittweise bis 2025 auf bis zu 55 Euro 
erhöht werden. „Für das Jahr 2026 soll ein Preiskorridor von mindestens 55 und höchstens 65 Euro gelten,“ so die 
Bundesregierung. Mit Blick auf die Kosten reicht dieses Ziel nicht aus. 

Die Stadt Stuttgart hat 2020 für alle Wirtschaftlichkeitsberechnungen einen CO2-Preis von 50 Euro pro Tonne CO2 
eingeführt und erhöht den Preis jährlich um 15 Euro. 

BUND und NABU fordern, dass für Wirtschaftlichkeitsberechnungen ein Schattenpreis von 180 Euro je Tonne CO2 in 
allen Bereichen des Verwaltungshandelns einberechnet wird. 

 
Frage Antwort 

Sollte der CO2-Preis des Landes Baden-Württemberg 
nach Ihrer Ansicht unter dem Preis der 
Landeshauptstadt Stuttgart (50 Euro Startpreis für 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen) liegen? Wenn 
nein, für welchen Preis werden Sie sich einsetzen? 

Die Forderung von BUND und NABU sind schlüssig 
und sinnvoll. Externalisierung gehen immer zu Lasten 
der Allgemeinheit und verschleiern damit die 
vollständigen Kosten einer Sache. Eine 
Vollkostenrechnung zeigt immer den vollständigen 
Umfang der Aufwendungen und kann daher als 
seriös gelten. 

Wie hoch soll der Preis nach Ende der Wahlperiode 
2025 liegen? Warum soll er so hoch liegen? 

 250 Euro: Ausgehend von dem Schattenpries 
von 180 Euro und der Steigerungsrate der Stadt 
Stuttgart von 15 Euro jährlich sind das in fünf 
Jahren Legislaturperiode 180 plus 5 mal 15 
gleich 255 Euro in 2025 oder eben 250 - der 
runden Summe wegen. 

 Das fördert den Anreiz, sich um Einsparungen 
zu bemühen, ohne den Bürger allzu sehr zu 
belasten. 

Energiewende Verwaltung 

Frage Antwort 

Was sind Ihre energetischen Ziele für die 
Landesbetriebe? Wie viel kann sofort eingespart 
werden? 

– 

Wie beziehen Sie externe Umweltkosten, 
beispielsweise für Treibhausgase, in Ihre 
Kalkulationen mit ein? 

– 

Energiewende Gebäude und Wohnen 

Frage Antwort 

Viel Energie geht immer noch durch schlecht 
isolierte Dächer oder Fassaden und veraltete Fenster 
verloren. Viele alte Gebäude haben immer noch 
ineffizient Ölheizungen. Wie erhöhen Sie die 
Modernisierungsquote im privaten Sektor? 

 Durch korrekte Bepreisung der Treibhausgase, 
wird der Betrieb alter Heizungen und der 
Energieverlust immer kostenträchtiger. Das 
heißt, für Hausbesitzer wird es immer 
notwendiger, energetisch zu sanieren oder neu 
zu bauen. 



 Um Anreize zu schaffen, müssen 
Förderprogramme aufgelegt werden, die sich 
auf nach baubiologischen Gesichtspunkten 
durch zu führende Maßnahmen beziehen. 

Wie erhöhen Sie den Anteil an regenerativen 
Energien zur Wärme- und Stromgewinnung im 
privaten Sektor? Was sind aus Ihrer Sicht die größten 
Hindernisse und wie wollen Sie Hindernisse 
abbauen? 

Förderprogramme können auch hier Anreize 
schaffen. 

 

Gewerbe, Handel, Dienstleistung und Industrie 

Frage Antwort 

Viele Unternehmen tragen in der Region direkt, 
indirekt und durch Pendler- und Logistik-Verkehre zu 
einem großen Teil zum Energieverbrauch bei. Wie 
wollen Sie den Energieverbrauch senken und den 
Einsatz regenerativer Energien stärken? Wie sollen 
unvermeidbare Emissionen ausgeglichen werden? 

 Der individualisierte Berufsverkehr kann 
reduziert werden durch Firmentickets und 
Fahrgemeinschaften.  

 Waren müssen wieder mehr mit der Bahn 
transportiert werden. 

 Viel Verkehr entsteht durch die Zunahme des 
Online-Handels, der günstiger anbietet als der 
Handel vor Ort, weil Folgekosten und Lasten auf 
die Allgemeinheit abgewälzt werden. Lokale 
Bezugsquellen und kurze Transportwege sind zu 
bevorzugen. 

Wie wollen Sie einen Wechsel zu weniger 
motorisierten Individualverkehren und zu weniger 
Transportwegen von Gütern auf der Straße 
erreichen? 

 Der ÖPNV muss attraktiver werden durch 
zuverlässige Verbindungen, kürzere Takte und 
angepasste Angebote.  

 Hier gilt es Bus- und Schienenverkehr zu 
verknüpfen. Was in den Großstädten schon 
häufig gut funktioniert muss auch auf den 
ländlichen Raum übertragen werden. 

 Der ÖPNV muss kostenfrei werden. 

 Die Güterverkehr durch die Bahn muss 
ausgebaut werden. 

Energieleitplanung und Energieversorgung 

Frage Antwort 

Wie soll der Energieverbrauch in der Region 
vermindert werden und wie soll der Energiebedarf 
ökologisch nachhaltig bereitgestellt werden? 

 Mehr zu Fuß gehen oder mit dem Fahrrad. 

 Vermeidung von Kurzstreckenfahrten. 

 Ökonomische Fahrweise praktizieren, 

 Stromverbrauch reduzieren,  

 Kreisverkehre den Ampelkreuzungen vorziehen. 

 Straßenlaternen und Ampeln öfter ausschalten. 

 Die Energieversorger sollen beim Einkauf nur 
noch regenerative Quellen nutzen. 

Wie stellen Sie sicher, dass bei privaten und 
öffentlichen Neubauprojekten Nah- und 
Fernwärmenutzung möglich ist, oder dass 
Ladestationen für E-Mobilität vorhanden sind? 

Dezentrale Blockheizkraftwerke vorschreiben, 
vorhandene Fernwärmequellen (z. B. 
Müllheizkraftwerke) nutzen indem man Leitungen 
verlegt. 

Ausbau regenerative Energien 

Sonne, Wind, Wasser, Biomasse und Geothermie sind mögliche regenerative Energieträger der Region. Wir können 
damit die fossilen Energieträger ersetzen. Trotzdem gibt es Vorbehalte. 

Frage Antwort 

Was tun Sie dafür, dass der Ausbau von PV- und 
Solarthermie weiter vorangetrieben wird? 

Wiederaufnahme der einschlägigen 
Förderprogramme. Ergänzung der örtlich 
Bauvorschriften um die verpflichtende Installierung 
von Solarplatten. 

Wie können wir art- und naturverträglich 
Windenergie ausbauen? Und was antworten Sie 

Der Ausbau regenerativer Energie ist sinnvoll und 
notwendig. Dabei sind dezentrale und 
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professionalisierten Bewegungen wie 
„Vernunftkraft“, die zwar eine „vernünftige 
Energiepolitik“ proklamieren, sich dann aber meist 
als Gegner der Windenergie-Projekte definieren? 

ortsangepasste Lösungen besser als Energietransport 
über weite Strecken. Im Falle von Windenergie ist 
allerdings die Montage im offshore eine Option. 

Geothermie, insbesondere Tiefen-Geothermie, stellt 
im Bereich des Rheingrabens eine noch wenig 
genutzte Energiequelle dar. Wie könnte eine Nutzung 
aussehen? Wie könnte die Wärme (Transit über den 
Schwarzwald) verteilt werden und wie gehen Sie mit 
möglichen Schäden bei Bauwerken um? 

– 

Klimaanpassungsstrategie 

Im Dezember 2020 warnt die UNO, dass die globale Erwärmung auf mehr als drei Grad zusteuert. Das sind 
Mittelwerte aus Land- und Meeresflächen. Für Landflächen bedeutet eine durchschnittliche Erwärmung von 3 Grad, 
dass es deutlich wärmer wird als 3 Grad. Aktuell haben wir eine durchschnittliche Erwärmung im Vergleich zur 
vorindustriellen Zeit von knapp 0,87 Grad erreicht. Über Landflächen liegt die Zunahme weltweit betrachtet aber 
bereits 1,53 Grad, so die dpa. 

Frage Antwort 

Was sind Ihre Anpassungsstrategien in Bezug auf 
Hitzestress? Wie schützen Sie Städte wie Pforzheim, 
die schon heute unter sommerlichen Hitzeperioden 
leiden? 

 Mehr Grün in die Stadt durch Fassaden- und 
Dachbegrünungen, Bäume an Straßen, 
Entsiegelung und Bepflanzung auch kleiner 
Flächen, Entschotterung von Gärten, 
offenporige Gestaltung von Parkflächen für 
Autos, Schaffung von Wasserstellen und Parks 
zur Abkühlung und Erholung. 

 Eine Kombination von verbindlichen Vorgaben 
und einem finanziellen Anreizsystem hilft bei 
der Umsetzung. 

Kaltluftschneisen werden in Zukunft noch wichtiger 
werden. Wie schützen Sie solche Bereiche vor 
Bebauung? 

Notwendige Luftschneisen müssen ermittelt und bei 
der Stadtplanung berücksichtigt werden. 

Mobilitätswende 

Die Mobilität im Nordschwarzwald ist, wie in anderen ländlichen Gebieten auch, auf das eigene Auto ausgerichtet. 
Ohne eine Mobilitätswende wird die Klima- und Energiewende nicht gelingen. 

Frage Antwort 

Innerorts Tempo 30, außerorts Tempo 80 und 
maximal Tempo 120 auf 
Autobahnen/autobahnähnlichen Straßen. Die 
Beförderungskapazität einer Straße wird durch eine 
Geschwindigkeitsreduzierung nicht verändert, da die 
„Sättigungsverkehrsstärke vom zeitlichen Abstand 
der fahrenden Kraftfahrzeuge abhängt“. (UBA) 
Vorteile neben weniger Energieverbrauch sind: 
weniger Lärm durch verminderte Rollwiderstände, 
flüssigeres Verkehrsaufkommen und kein 
Überholdruck von LKW auf Landstraßen. Werden Sie 
sich dafür einsetzen und was wollen Sie erreichen? 

Ja. Eine Temporeduzierung ist aus den lang 
bekannten Gründen überfällig. Mit 30, 80 und 120 ist 
das eine vernünftige Lösung. 

Tempo 30 für E-Bikes bei gleichzeitiger Anpassung 
des Tempolimits innerorts auf 30 km/h. E-Bikes 
stellen das Verkehrsmittel der Zukunft für den 
Nahverkehr dar, oder sind es bereits. Eine 
Nivellierung auf Tempo 30 aller Verkehrsteilnehmer 
innerorts würde den Verkehrsfluss weiter verbessern 
und gefährliche Überholvorgänge rechtlich (faktisch) 
ausschließen. Werden Sie sich dafür einsetzen? 

Ja. 

Wir brauchen bessere Radverbindungen ohne dabei 
mehr Flächen zu verbrauchen. Die Stärkung des 

Ja. 



Radverkehrs muss daher zwangsweise auf Kosten 
(Raumangebot) anderer Verkehrsmittel wie dem MIV 
erfolgen. Werden Sie sich dafür einsetzen? 

Einen Großteil unserer öffentlichen Flächen verlieren 
wir aktuell für das Parken. Werden Sie sich dafür 
einsetzen, dass: 

 nur noch maximal 9 Parkplätze ebenerdig 
angelegt werden dürfen und dass bei 10 
oder mehr Parkplätzen eine 
mehrgeschossige und effiziente Parklösung 
realisiert werden muss? 

 Parkgebühren überall im öffentlichen Raum 
erhoben werden? 

 der Stellplatzschlüssel in der Bauverordnung 
reduziert wird? 

Ja. 

Abfall & Plastik 

Weil Plastik kaum verrottet und über die Nahrungskette in Pflanzen, Tiere und Menschen gelangt, gilt der Werkstoff 
vielen Umweltforschern mittlerweile als ebenso große Gefahr für das Ökosystem Erde wie das Treibhausgas 
Kohlendioxid. Von alleine lösen wird sich das Problem nicht – im Gegenteil: Weltweit wird immer mehr Plastik 
produziert. Im Jahr 2015 waren es laut dem Kunststoffhersteller-Verband Plastics Europe 322 Millionen Tonnen und 
damit fast siebenmal so viel wie Mitte der 1970er Jahre. Schätzungen zufolge wird mindestens ein Viertel der 
weltweiten Kunststoffproduktion für Verpackungen benötigt, und diese landen früher oder später in der Tonne – 
auch in Europa: In der EU hat der Plastikverpackungsmüll von 2005 bis 2015 um 12 Prozent zugenommen – in 
Deutschland sogar um 29 Prozent. (iwd-de). Das Müllaufkommen in Baden-Württemberg beträgt pro Jahr ca. 50,7 
Millionen Tonnen. Je Einwohner fallen im Jahr rund 220 kg Verpackungsmüll an. „Ziel politischer Maßnahmen muss 
die Abfallvermeidung sein. Für den unvermeidbaren Abfall muss eine möglichst geschlossene Kreislaufwirtschaft 
eingeführt werden, die die heimischen Ressourcen nutzt, die Abhängigkeit von globalen Warenströmen reduziert 
und Wertschöpfung im Land hält.“ (BUND & NABU) 

Frage Antwort 

Welchen Lösungsansatz verfolgen Sie zur Nutzung 
von bereits vorhandenem Müll (vor allem Plastik, 
Deponien, Kläranlagen) und zur Müllreduktion? 

 Verpackung muss teurer werden und den Preis 
für die Entsorgung beinhalten. Unnötige 
Umverpackungen sind zu vermeiden. Viel mehr 
Waren müssen in Mehrwegbehältern 
angeboten werden, die nachbefüllt oder 
zurückgegeben werden können, wie es z. B. bei 
Flaschen der Fall ist.  

 Wichtig ist die Herstellung von langlebigen 
Waren, die auch repariert werden können. 

 Einführung von Baukastensystemen mit einem 
hohen Maß an geräteübergreifender 
Kompatibilität.  

 Die Vernichtung von zurückgeschickten Waren 
bei Online-Händlern muss unterbunden 
werden. 

Für die Recycling-Quote sind sortenreine Abfälle 
entscheidend. Wie wollen Sie in Bezug auf 
Plastikabfälle, Verbundstoffe in der Automobil- und 
Industriebranche und bei Baustoffen eine 
Verbesserung der Quote erreichen? 

 Bei der Herstellung von Kunststoffen ist auf 
Recyclingfähigkeit zu achten.  

 Abfälle müssen den Status von bewertetem 
Wirtschaftsgut haben. Dadurch entsteht ein 
finanzieller Anreiz.  

 Bei öffentlichen Bauvorhaben ist auf die 
Verwendung biologischer Baustoffe zu achten, 
da diese in der Entsorgung weniger 
problematisch sind. 

Bildung 

Frage Antwort 

Im Umweltmanagement wird oft der Kopf-Herz-
Hand-Ansatz dargestellt. Bildung gilt als zentraler 
Baustein im Umwelt- und Klimaschutz. Mit welchen 

Es gibt viele Ideen die bereits umgesetzt werden: 
z. B. Ökomobil, Wettbewerb Energiesparmeister, 
Projekte zum Thema gesunde und biologische 
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Ideen möchten Sie das Thema Natur-, Umwelt und 
Klimaschutz in der Schulpolitik weiter 
verankern/voranbringen? 

Ernährung, Teilnahme von Schulklassen an 
Müllsammelaktionen. Damit das nicht am 
Engagement eines Pädagogen oder einer 
Schulleitung hängt, gilt es Umwelterziehung als 
verbindlicher Bestandteil des Unterrichts in den 
Schulen zu implementieren. Es gehört damit auch in 
die Ausbildung von Lehrern. 

Klimawandel und Artensterben nehmen zunehmend 
Fahrt auf. Viele Erwachsene sind in einer Zeit 
aufgewachsen, in der der beides noch weniger 
präsent war. Wie wollen Sie diese Menschen 
erreichen? 

So wie es Umweltverbände bei ihren Bemühungen 
auch tun: Aufklärung und Aktionen, mit dem Ziel zu 
informieren, aufzurütteln und zu berühren. Und zwar 
in so einer Weise, dass die Leute ihr Verhalten 
hinterfragen und verändern. 

Beteiligung 

Frage Antwort 

Eine Mitnahme der Bevölkerung ist mehr als nur eine 
Informationsweitergabe. Was verstehen Sie unter 
Beteiligung und wie wollen Sie den Dialog zwischen 
der Bürgerschaft, der Politik, der Verwaltung und 
den Akteuren auf gleicher Augenhöhe gestalten? 

Häufigere Einladungen zu Bürgerversammlungen, 
Förderung von Stadtteilinitiativen, Bürgerinitiativen 
ernst nehmen. 

Umweltverbände setzen sich mit einem hohen Maß 
an Ehrenamtsarbeit für den Natur- und 
Umweltweltschutz ein. Sie fragen kritisch nach und 
helfen so mit, Fehlplanungen frühzeitig zu erkennen. 
Sie teilen ihre Expertise beispielsweise im Forst, 
wenn es darum geht, Habitatbäume zu finden. Wie 
wollen Sie diese Leistung für die Gesellschaft 
honorieren und in Wert setzen? 

Aufwertung der ehrenamtlichen Arbeit. Es ist nicht 
damit getan, einmal jährlich Kaffee und Kuchen 
auszugeben und freundliches Lob zu erteilen. 
Ehrenamt muss auch den faktischen Aufwendungen 
nach entgolten werden. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 

Patrick Maier  
Geschäftsführer BUND-Nordschwarzwald 

 

 


